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Informationsbrief Juli 2019 

 

Termine Juli 2019 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge 
fällig werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung 
durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

10.07.2019 15.07.2019 05.07.2019 

Umsatzsteuer4 10.07.2019 15.07.2019 05.07.2019 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit 

einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 

abzuführen. 

Sozialversicherung5 29.07.2019 entfällt entfällt 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. 
des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. 

Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts 
am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des 
Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt 

werden. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei 

Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 

Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei 
allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 

der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 25.07.2019, 
0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die 
Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt 
insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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Stipendiumsleistungen mindern nur teilweise die abziehbaren 

Ausbildungskosten 
Aufwendungen für die erstmalige Berufsausbildung oder für ein Erststudium sind, sofern kein 
Ausbildungsdienstverhältnis vorliegt, bis zu 6.000 € je Kalenderjahr als Ausbildungskosten 
(Sonderausgaben) abzugsfähig. 

Dagegen sind Aufwendungen für Aufbau- und Zweitstudiengänge in voller Höhe als Werbungskosten 
zu berücksichtigen. Wirken sich die Aufwendungen im Jahr der Verausgabung, z. B. wegen 
fehlender Einnahmen, nicht aus, sind sie vortragsfähig. Die steuermindernde Auswirkung ergibt sich 

dann in den Folgejahren. 

Das Finanzgericht Köln hatte darüber zu entscheiden, ob und wie Stipendiumszahlungen zu 
berücksichtigen sind. Im Urteilsfall erhielt ein Student für seine Zweitausbildung ein 
Aufstiegsstipendium in Höhe von 750 € monatlich. Das Finanzamt zog diese bezogenen Leistungen 
in voller Höhe von den vom Studenten erklärten vorweggenommen Werbungskosten 
(Studienkosten) ab. 

Das Gericht kürzte nur die für die Bildungsaufwendungen erhaltenen anteiligen Leistungen. Gelder 

aus dem Stipendium, die dazu bestimmt sind, den allgemeinen Lebensunterhalt des Stipendiaten zu 

bestreiten, mindern demnach nicht die Werbungskosten für die Zweitausbildung. 

Die nicht auf die Werbungskosten anzurechnenden Beträge (im entschiedenen Fall 70 % der 
monatlichen 750 €) ermittelte das Gericht anhand der allgemeinen Lebenshaltungskosten eines 
Studenten. 

Unterhaltsrente für ein im eigenen Haushalt lebendes Kind 
Getrennt lebende Eltern streiten sich häufig darüber, wem von beiden das Kindergeld zusteht. Lebt 
das Kind bei einem Elternteil, ist die Haushaltsaufnahme des Kinds der Anknüpfungspunkt. Lebt das 
Kind im eigenen Haushalt, ist entscheidend, wer die höhere Unterhaltsrente zahlt. 

Im Urteilsfall lebte der Sohn am Studienort in einer eigenen Wohnung. Der Vater zahlte dem Sohn 
monatlich 590 €. Die Mutter zahlte monatlich 490 €. Darüber hinaus zahlte sie den 

Semesterbeitrag, die Bahncard, Heimfahrt-Tickets, Zahnarztkosten sowie besondere 
Ausbildungskosten, zusammen 1.502 €. Die Familienkasse versagte der Mutter das Kindergeld, weil 
der Sohn nicht in ihrem Haushalt lebte und der Vater den überwiegenden Barunterhalt leistete. Zu 
Recht, meinte der Bundesfinanzhof. 

Kindergeld wird nur an einen Kindergeldberechtigten gezahlt. Gewähren beide Elternteile eine 

Unterhaltsrente, erhält das Kindergeld derjenige, der die höchste Unterhaltsrente zahlt. Der Begriff 

der Unterhaltsrente orientiert sich am Begriff der Geldrente. So ist der Unterhalt monatlich im 
Voraus zu zahlen. Gewährte Sachleistungen wirken sich nicht aus. Da der Vater in allen Monaten 
regelmäßig 100 € mehr gezahlt hat als die Mutter, ist er vorrangig berechtigt. 

Berücksichtigung von Verlusten aus einer Übungsleitertätigkeit 
Ein Übungsleiter erzielte aus seiner Tätigkeit im Streitjahr Einnahmen von 108,00 €. Die 
Aufwendungen, die mit seiner Tätigkeit im Zusammenhang standen, betrugen 608,60 €. Er machte 
in seiner Einkommensteuererklärung Verluste aus selbstständiger Arbeit von 500,60 € geltend. 

Der Bundesfinanzhof lässt den Verlust grundsätzlich zum Abzug zu. Voraussetzung ist allerdings, 
dass es sich bei der Übungsleitertätigkeit nicht etwa um Liebhaberei handelt. Der Übungsleiter muss 
vielmehr seine Tätigkeit mit der Absicht, Gewinne zu erzielen, ausüben. 

Keine 5%-ige Versteuerung eines Übertragungsgewinns aus 

Aufwärtsverschmelzung im Organschaftsfall 
Wird eine Kapitalgesellschaft auf eine andere Kapitalgesellschaft verschmolzen, bleibt bei der 

übernehmenden Gesellschaft ein Gewinn oder Verlust in Höhe des Unterschieds zwischen dem 
Buchwert der Anteile an der übertragenden Gesellschaft und dem Wert, mit dem die 
übergegangenen Wirtschaftsgüter zu übernehmen sind, abzüglich der Kosten des 
Vermögensübergangs außer Ansatz. Allerdings gelten 5 % des Gewinns als nichtabzugsfähige 
Betriebsausgaben, sodass im Ergebnis nur 95 % steuerfrei bleiben. 

Der Bundesfinanzhof hat entgegen der Auffassung der Finanzverwaltung entschieden, dass die 

5%-ige Versteuerung in Organschaftsfällen nicht zum Tragen kommt, wenn eine Kapitalgesellschaft 
auf ihre Muttergesellschaft verschmolzen wird (Aufwärtsverschmelzung), die ihrerseits 
Organgesellschaft einer körperschaftsteuerlichen Organschaft mit einer Kapitalgesellschaft als 
Organträgerin ist. Eine Versteuerung findet weder auf Ebene der Muttergesellschaft noch auf Ebene 
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der Organträgerin statt. Die sog. Bruttomethode kommt nicht zur Anwendung, da der 
Übertragungsgewinn nicht im Einkommen der Organgesellschaft enthalten ist. 

Die Legitimationswirkung der Gesellschafterliste greift auch bei 

eingezogenen Geschäftsanteilen 
Der Bundesgerichtshof hat seine Ansicht zur Legitimation einer Gesellschafterliste bekräftigt. Die 
Gesellschafterliste entfaltet eine Legitimationswirkung zugunsten der dort eingetragenen Personen. 

In einer GmbH waren die Geschäftsanteile eines Gesellschafters aus wichtigem Grund eingezogen 
worden. Vor der Aufnahme der aktualisierten Gesellschafterliste im Handelsregister fand eine 

Gesellschafterversammlung statt. An dieser nahm auch der Gesellschafter teil, dessen Anteile 
eingezogen worden waren. 

Der Bundesgerichtshof stellte klar, dass die im Handelsregister aufgenommene Gesellschafterliste 
selbst dann gilt, wenn die Geschäftsanteile zwischenzeitlich an eine andere Person übertragen 
worden oder aufgrund eines Einziehungsbeschlusses untergegangen sind. Eine in der 
Gesellschafterliste eingetragene Person kann trotz Verkaufs oder Verlusts der Anteile weiterhin alle 
Gesellschafterrechte geltend machen, insbesondere bei Gesellschafterversammlungen abstimmen. 

Durch das Abstellen auf die rein formelle Legitimationswirkung kann im Sinne der Rechtssicherheit 
eine unter Umständen aufwändige Prüfung der tatsächlichen Verhältnisse unterbleiben. 

Vertraglich übernommene Gewerbesteuer als Veräußerungskosten 
Ein Kommanditist veräußerte seinen Geschäftsanteil an einer GmbH & Co. KG. Er vereinbarte mit 

dem Käufer, dass beide die dabei aufgrund einer vorangegangenen Verschmelzung anfallende 
Gewerbesteuer jeweils zur Hälfte tragen sollten. Im Rahmen der Feststellungserklärung erklärte die 
GmbH & Co. KG aus dem Verkauf einen Veräußerungsgewinn. Bei dessen Ermittlung minderte sie 
den Veräußerungserlös auch um die vom verkaufenden Kommanditisten übernommene 
Gewerbesteuer als Veräußerungskosten. 

Veräußerungskosten sind Betriebsausgaben, die durch die Veräußerung veranlasst sind. Das Verbot, 
Gewerbesteuer als Betriebsausgaben abzuziehen, gilt nur für den Schuldner der Gewerbesteuer. Es 

gilt nicht für denjenigen, der sich vertraglich zur Übernahme der Gewerbesteuer verpflichtet hat. 
Sofern die Übernahme der Gewerbesteuer nicht gesellschaftsrechtlich oder privat, sondern 
betrieblich veranlasst ist, kann die übernommene Gewerbesteuer beim verkaufenden 
Kommanditisten als Veräußerungskosten abzugsfähig sein. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Gewinnausschüttungsanspruch aus GmbH-Beteiligung kann bei 
hinreichender Sicherheit auch ohne Gewinnverwendungsbeschluss 

zu aktivieren sein 
Hat ein Bilanzierender GmbH-Anteile im Betriebsvermögen, so sind Gewinnausschüttungsansprüche 
hieraus erst zu aktivieren, wenn ein Gewinnverwendungsbeschluss der GmbH vorliegt. Allerdings 
kann auch ein erst künftig entstehender Anspruch zu aktivieren sein, wenn er wirtschaftlich in der 
Vergangenheit verursacht und am Bilanzstichtag hinreichend sicher ist. 

In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall hatte der Unternehmer A seine GmbH-Anteile 
verkauft, sich aber die Gewinnausschüttung für die Zeit seiner Beteiligung vorbehalten. Diesen 
Anspruch hatte er mehrfach abgesichert. So hatte die GmbH ihm über den auszuschüttenden 
Gewinn bereits ein unkündbares Darlehn ausgezahlt, das nur mit dem späteren 
Gewinnausschüttungsanspruch verrechnet werden konnte. Außerdem hatte sich der neue 
Anteilseigner zur Gewinnausschüttung verpflichtet und diesen Anspruch an A abgetreten. Durch 
diese Maßnahmen war der Gewinnausschüttungsanspruch beim Verkauf so sicher, dass er das 

Betriebsvermögen erhöhte und A ihn schon zu diesem Zeitpunkt zu versteuern hatte. 

Hinweis: Gewinnausschüttungen einer GmbH an Einzelunternehmer und Personengesellschaften 
sind nach dem Teileinkünfteverfahren nur zu 60 % steuerpflichtig. 

Ältere Mieter dürfen nicht gekündigt werden 
Alter schützt vor Kündigung. Das hat das Landgericht Berlin entschieden. Geklagt hatten zwei 
Senioren, die wegen Eigenbedarfs ihre Wohnung verlassen sollten. 

Hintergrund der Entscheidung war ein Streit über die Räumung und Herausgabe einer Wohnung, die 
von den 87- und 84-jährigen Mietern seit vielen Jahren angemietet war. Der Vermieter hatte die 
Kündigung des Mietverhältnisses wegen Eigenbedarfs erklärt. Die Mieter hatten der Kündigung des 
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Mietverhältnisses unter Hinweis auf ihr hohes Alter, ihren beeinträchtigten Gesundheitszustand, die 
langjährige Verwurzelung am Ort der Mietsache sowie die für die Beschaffung von Ersatzwohnraum 
zu beschränkten finanziellen Mitteln widersprochen. 

Das Gericht hat den Mietern einen Anspruch auf eine zeitlich unbestimmte Fortsetzung des 
Mietverhältnisses zugebilligt. Diese hätten sich zu Recht darauf berufen, dass der Verlust der 
Wohnung aufgrund des hohen Alters eine besondere Härte bedeute. Dabei ließ das Gericht offen, ob 
die behaupteten gesundheitlichen Beeinträchtigungen tatsächlich bestehen. Ab welchem Alter diese 

Grundsätze anzuwenden sind, ließ das Gericht allerdings offen. 

Ausländische Buchführungspflichten können deutsche steuerliche 

Buchführungspflicht begründen 
Wer nach anderen Gesetzen als den deutschen Steuergesetzen buchführungspflichtig ist, muss 
diese Pflicht auch für die deutsche Besteuerung erfüllen. Das gilt selbst dann, wenn sich die 
Buchführungspflicht nach ausländischem Recht ergibt. 

Eine Aktiengesellschaft (AG) war nach liechtensteinischem Recht buchführungspflichtig. Sie besaß 
im Inland eine vermietete Immobilie und war insoweit in Deutschland beschränkt 

körperschaftsteuerpflichtig. Das Finanzamt erließ gegen die AG einen Bescheid über den Beginn der 
Buchführungspflicht für den Gewerbebetrieb „Vermietung und Verwaltung von Grundbesitz“. 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass dieser Bescheid rechtmäßig war. Er schloss sich damit der 
(nicht unumstrittenen) Rechtsauffassung an, dass auch ausländische Rechtsnormen zur 
Buchführung im inländischen Besteuerungsverfahren verpflichten können. 

Sachverständigengutachten für Grundbesitzbewertung nicht stets 

vorrangig 
Die Erbin eines freistehenden Einfamilienhauses veräußerte das Objekt zeitnah nach dem Erbfall für 

460.000 €. Mit der Erklärung zur Feststellung des Bedarfswerts legte sie ein Gutachten vor, wonach 
eine Gutachterin einen Verkehrswert von 220.000 € ermittelt hatte. Das zuständige Finanzamt 
stellte eigene Ermittlungen an und setzte den Wert mit 320.000 € bei der 
Erbschaftsteuerfestsetzung an. 

Die Erbin legte unter Hinweis auf das vorgelegte Gutachten Einspruch ein. In seiner 
Einspruchsentscheidung erhöhte das Finanzamt den Grundbesitzwert auf den tatsächlich erzielten 
Veräußerungspreis von 460.000 €. Zu Recht, wie das Niedersächsische Finanzgericht bestätigte. 

Der Wertansatz sei nicht zu beanstanden. Der bei einer Veräußerung an einen fremden Dritten 
erzielte Kaufpreis für ein Wirtschaftsgut liefert vorliegend den sichersten Anhaltspunkt für den 
gemeinen Wert bzw. den Verkehrswert. 

Anforderungen an den Nachweis für innergemeinschaftliche 

Lieferungen 
Der Unternehmer muss bei umsatzsteuerfreien innergemeinschaftlichen Lieferungen mit Belegen 
nachweisen, dass er oder der Abnehmer den Liefergegenstand in das übrige Gemeinschaftsgebiet 
befördert oder versendet hat. Die Belegnachweispflicht kann nach einem Beschluss des 

Bundesfinanzhofs nicht durch Zeugenbeweis ersetzt werden. 

Belegnachweise sind in Versendungsfällen insbesondere der Frachtbrief, die Bescheinigung des 
beauftragten Spediteurs oder die Versandbestätigung des Lieferers. Auch der CMR-Frachtbrief wird 
als Belegnachweis anerkannt. 

Erstattung zu Unrecht abgeführter Umsatzsteuer an Bauträger 
Nachdem der Bundesfinanzhof im Jahr 2013 entschieden hat, dass Bauträger für von ihnen 
bezogene Leistungen von Bauunternehmern regelmäßig nicht die Umsatzsteuer schulden, fordern 
die Bauträger die zu Unrecht von ihnen an die Finanzämter abgeführte Umsatzsteuer zurück. Die 
Finanzverwaltung will die Umsatzsteuer jedoch nur dann an die Bauträger erstatten, wenn diese die 
Umsatzsteuer nachträglich an die Bauunternehmer tatsächlich gezahlt haben oder das Finanzamt 
den Erstattungsanspruch mit einem abgetretenen Nachforderungsanspruch des Bauunternehmers 

aufrechnen kann. 

Der Bundesfinanzhof hat diesem Ansinnen der Verwaltung klar widersprochen. Der Bauträger hat 
einen uneingeschränkten Anspruch auf Erstattung der zu Unrecht abgeführten Umsatzsteuer. Dieser 
ist nicht von den seitens der Verwaltung aufgestellten Voraussetzungen abhängig. 
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Außerdem hat der Bundesfinanzhof entschieden, dass der Bauunternehmer gegen den Bauträger 
einen Anspruch auf nachträgliche Zahlung der Umsatzsteuer hat, wenn beide Vertragsparteien bei 
einem vor Erlass des BFH-Urteils vom 22. August 2013 abgeschlossenen und durchgeführten 
Bauvertrags übereinstimmend von einer Steuerschuldnerschaft des Bauträgers ausgegangen sind 
und der Bauträger die auf die Leistungen des Bauunternehmers entfallende Umsatzsteuer zunächst 
an das Finanzamt abgeführt hat und später die Erstattung der Steuer verlangt. 

Entgeltliche Leistungen eines Berufsverbands 
Ein Berufsverband kann an seine Mitglieder oder an Dritte entgeltliche und umsatzsteuerpflichtige 
Leistungen im Rahmen eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebs erbringen. Sein Verbandszweck darf 
jedoch nicht hierauf gerichtet sein. Vielmehr muss es sich bei der Leistungserbringung um eine 
Nebentätigkeit handeln, so der Bundesfinanzhof. 

Im zu entscheidenden Fall stellte ein Berufsverband seinen Mitgliedern Mitgliedsbeiträge unter 
Ausweis von Umsatzsteuer in Rechnung. Gleichzeitig begehrte er den Vorsteuerabzug aus damit 
zusammenhängenden Eingangsleitungen. Das Finanzamt lehnte den Vorsteuerabzug ab, da der 
Berufsverband nicht als Unternehmer tätig gewesen sei. 

Das Finanzgericht muss sich nochmals mit der Unternehmereigenschaft des Berufsverbands dem 
Grunde und dem Umfang nach beschäftigen. Sollte das Finanzgericht dabei zu dem Ergebnis einer 

vollumfänglichen Unternehmerstellung kommen, könnten sich daraus nachteilige 
körperschaftsteuerrechtliche Folgekonsequenzen ergeben. Sollte es hingegen von einer nur 
teilweisen Unternehmerstellung ausgehen, würde dies dazu führen, dass die Mitgliedsbeiträge 
umsatzsteuerrechtlich teilweise als Entgelt für steuerbare Leistungen anzusehen wären. Sie wären 
dann entsprechend aufzuteilen. 

Unbezahlter Sonderurlaub und gesetzlicher Urlaubsanspruch 
Setzen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ihre Hauptleistungspflichten durch die Vereinbarung 
unbezahlten Sonderurlaubs vorübergehend aus, entsteht beim Arbeitnehmer für diese Zeit kein 
Anspruch auf Erholungsurlaub. So entschied das Bundesarbeitsgericht im Fall einer Arbeitnehmerin, 
die den gesetzlichen Mindesturlaub von 20 Tagen für ein Kalenderjahr von ihrem Arbeitgeber 
verlangte, in dem sie wegen unbezahlten Sonderurlaubs keine Arbeitsleistung erbracht hatte. 

Mit dieser Entscheidung änderte das Bundesarbeitsgericht seine bisherige Rechtsprechung, nach der 
es für die Entstehung des Urlaubsanspruchs nicht auf die geleistete Arbeit, sondern nur auf das 
Bestehen des Arbeitsverhältnisses ankam. 

Erhebung von Säumniszuschlägen auf nachgeforderte 

Sozialversicherungsbeiträge nur bei bedingtem Vorsatz 
Entrichtet der Zahlungspflichtige nicht rechtzeitig die Sozialversicherungsbeiträge, fällt ein 
Säumniszuschlag von 1 % des rückständigen Betrags je Monat an. Wird eine Beitragsforderung 
durch Bescheid mit Wirkung für die Vergangenheit festgestellt, kann der Säumniszuschlag 

gegebenenfalls entfallen. Dazu muss der Beitragsschuldner glaubhaft machen, dass er 
unverschuldet keine Kenntnis von der Zahlungspflicht hatte. 

Das Bundessozialgericht hat entschieden, dass Fahrlässigkeit kein Verschulden begründet. Es muss 
mindestens bedingter Vorsatz vorliegen. Der Beitragsschuldner muss also seine Zahlungspflicht 
mindestens für möglich halten und billigend in Kauf nehmen. 

Im entschiedenen Fall hatte eine GmbH, die ein Busunternehmen betrieb, neben den eigenen 
Fahrern regelmäßig ergänzend weitere Fahrer (Tourbegleiter) eingesetzt. Sie behandelte diese als 

selbstständig und meldete sie nicht zur Sozialversicherung an. Das wurde im Rahmen einer 
Betriebsprüfung bemängelt und nachträglich Beitragsbescheide nebst Säumniszuschlägen erlassen. 

Das Bundessozialgericht akzeptierte, dass den Geschäftsführer der GmbH im Zeitpunkt der 
Fälligkeit der Beiträge kein Verschulden traf. Das Landessozialgericht muss allerdings weiter 
aufklären, ob der Geschäftsführer nicht zu einem späteren Zeitpunkt Kenntnis von seiner 
Zahlungspflicht erlangte. Schädlich wäre auch die Kenntnis eines Angestellten der GmbH, sofern er 
eigenverantwortlich mit der sozialversicherungsrechtlichen Bewertung der Tourbegleiter und der 

Erfüllung der sozialversicherungsrechtlichen Zahlungspflichten betraut war. 

Die Beweislast für die unverschuldete Unkenntnis bzgl. der Zahlungspflicht trägt die GmbH. 

 

 


